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Die regionale Integration in Lateinamerika wird heute fast ausschließlich unter 
ökonomischen Gesichtspunkten verhandelt. Somit wird die diesbezügliche Dis­
kussion auf die Frage nach einer zweifachen Alternative reduziert. Nämlich ei­
nerseits die Alternative zwischen einer Freihandelszone oder einer Zollunion, 
und andererseits - wie etwa die NAFTA bzw. der Mercosur vorzeichnen - die Al­
ternative zwischen einer kontinentalen Integration unter Vorherrschaft der USA 
oder einem genuin lateinamerikanischen Block. Die Erinnerung an den einstigen 
Traum Bolivars von einer lateinamerikanischen Föderation, wie ihn bis in die 70er 
Jahre der Andenpakt in der politischen Diskussion zum Leben erweckte, ist heu­
te verblaßt. Dennoch wollen wir in diesem Artikel zeigen, daß die Richtung und 
die Vorteile der ökonomischen Integration in Lateinamerika es verdienen, genau 
unter diesem Blickwinkel betrachtet zu werden. Eine Integration unter diesem 
Blickwinkel würde nämlich einer supranationalen politischen Kraft die ökonomi­
sche Souveränität wiedergeben, auf die die Nationalstaaten des Kontinents bei 
der Bewältigung ihrer Schuldenkrise zunehmend verzichtet hatten. 

Eine derartige Überlegung stellt keine Übung in ökonomischer Fiktion dar. 
Sie ist vielmehr gerechtfertigt, wenn man in Rechnung stellt, daß zum einen re­
gionale Integration als eine noch unvollkommene Neuordnung des territorialen 
Gefüges von Märkten und politischen Mächten analysiert werden muß, und daß 
es zum anderen zwei historische Dynamiken gibt, deren Interdependenz zwar 
außer Frage steht, die aber dennoch eine jeweils eigene Logik haben. Das führt 
uns also zur Hypothese, daß die im Zuge der Deregulierung der Finanzmärkte 
erfolgte Infragestellung der Souveränität des Staates im monetären Bereich 
nicht von vornherein unwiderruflich ist, wie es die dominierenden ökonomischen 
Diskurse glauben lassen (Theret 1995). Eine solche Frage ist zudem heute nicht 
mehr rein akademisch, sie steht auch im Zentrum der politischen Debatte über 
den Übergang zu einer Einheitswährung, wie sie derzeit im Rahmen der europäi­
schen Integration geführt wird. Abgesehen von ihrer Spezifik kann man dennoch 
gewisse allgemeine Lehren aus ihr ziehen, um eventuelle Vorteile einer politi­
schen Integration in Lateinamerika deutlich zu machen. 

Mit der Errichtung eines gemeinsamen europäischen Marktes plante man, 
zunächst ein ökonomisches Terrain zu schaffen, um auf längere Sicht eine politi­
sche Konföderation anzupeilen. Die Ausweitung territorialer Marktgrenzen hat 
Europa sowohl zu einer wirtschaftlichen Einheit gemacht, wie gleichzeitig auch 
eine Allianz von Staaten entstehen lassen ist, die nunmehr gewillt sind, die Attri-

* Monnaie bedeutet im Französischen sowohl Geld als auch Währung. 
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bute ihrer jeweiligen Souveränität zu teilen. Der so entstandene institutionelle 
Aufbau hat ein neues Regierungs-Regime ins Leben gerufen, bei dem suprana­
tionale Instanzen nun Kompetenzen innehaben, die den national staatlichen 
übergeordnet sind (Dehove 1977). Die Tatsache, daß der Übergang zur Einheits­
währung von der EU-Kommission als richtungsweisend für Verhandlungen über 
ein politisches Europa gedacht wurde, das dieses neue Regime konsolidieren 
sollte, zeigt sehr gut auf, daß die Unterwerfung der Geld- und Währungspolitik 
unter das globale Finanzkapital- das bis zu einem gewissen Grad nun souverä­
ner als die politischen Instanzen ist - nicht definitiv entschieden ist. 

Der Stabilitätspakt, der die von den Finanzmärkten angeblich verordneten 
Regeln der Wirtschafts- und Sozialpolitik dauerhaft etablieren soll- die im Maa­
striCht-Vertrag dann auch tatsächlich abgesegnet wurden - stellt einen Kompro­
miß dar. Er scheint insofern ziemlich provisorisch zu sein, als in ihm die Zwänge 
politischer Legitimität deutlich werden, die auf den Regierungen lasten, die ihn 
verhandelt haben. Die Frage, wie sich diese Zwänge weiterentwickeln werden, 
polariSiert die bei den großen politischen Visionen: Nämlich einerseits, daß die 
wirtschafts- und sozialpolitischen Regeln der Finanzmärkte hinsichtlich ihrer Le­
gitimität tatsächlich von den Menschen bestätigt werden. Denn diese könnten 
letztlich die Idee akzeptieren, daß die Flexibilisierung der Gehälter und Arbeits­
bedingungen - wie sie sie schon von Konkurrenzländern am Weltmarkt kennen­
notwendige Bedingung fürd ie Stabilität einer neuen Währung ist, die letztendlich 
Wettbewerbsvorteile garantiert, um ein Wirtschaftswachstum zu ermöglichen, 
das die Arbeitslosigkeit absorbieren kann. Und andererseits könnte sich aller­
dings die Meinung durchsetzen, ein stärkeres und mehr Arbeitsplätze schaffen­
des Wirtschaftswachstum hänge von einer europäischen Instanz ab, die auf der 
Wiedererlangung der Währungssouveränität fußt, welche die Nationalstaaten 
verloren haben. Diese Polarisierung zeigt sich deutlich in den EU-Verhandlun­
gen über die Etablierung einer wirtschaftspolitischen Koordinierungsinstanz so­
wie in der Frage, mit welcher Macht diese gegenüber der Europäischen Zentral­
bank ausgestattet sein soll. 

Die europäische Integration ist sicherlich ein Beispiel sui generis regionaler 
Integration. Die Einführung einer politischen Organisationsform, die von Beginn 
an ein territoriales Gefüge vis-a-vis jenem der Märkte garantiert, zeugt zweifellos 
von der historischen Einzigartigkeit der europäischen Integration im Vergleich zu 
anderen ökonomischen Integrationsprozessen (wie etwa Freihandelszonen 
oder Zollunionen). Dennoch stellt sich für alle anderen Staaten der Welt die 
Frage nach Souveränität um nichts weniger. Europa hat diesbezüglich nur die 
Leg itimationsprobleme politischer Institutionen offengelegt, die gezwungen 
sind, Währungsregime eher nach den Vorgaben der Finanzmärkte auszurichten 
als nach der öffentlichen Meinung. Das Spezifische der europäischen Integration 
stellt zunächst einmal der ursprüngliche Wunsch nach internationaler Friedens­
stiftung dar. Zweitens verweist es auf das Erbe des Wohlfahrtsstaates, das die 
aktuelle Entwicklung nach wie vor bestimmt. Die Etablierung supranationaler Re­
gierungsinstanzen, zu denen dieser Wunsch letztendlich führte, bildet heute die 
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• institutionelle Basis, auf der man mit diesem Erbe umgeht. Die Einheitswährung 
kann sowohl zu dessen Bewahrung wie auch zu seiner Eliminierung führen. Die 
Wahl zwischen diesen Alternativen wird im Spiel zwischen der Glaubwürdigkeit 
der Währung und der politischen Legitimität getroffen. 

Die Kritik der Liberalen ebenso wie die Befürchtungen der Nationalbanken, 
die sich im Stabilitätspaktwiderspiegeln, haben bereits aufgezeigt, daß die even­
tuelle Loslösung währungspolitischer Entscheidungen von jeglicher politischer 
Legitimation mit äußerster Ungewißheit behaftet ist. Auch wenn die Geld- und 
Währungspolitik keiner politischen Absegnung mehr unterworfen wird, heißt das 
noch lange nicht, daß ihre Glaubwürdigkeit nicht weiterhin von der Legitimität je­
ner Autorität abhängt, die das Ausgaberecht hat und die den Wert des Geldes 
bestimmen kann. Die ökonomischen Funktionen des Geldes und der Währung 
sind nicht unabhängig von ihren gesellschaftlichen Funktionen. Was Simmel 
(1987) bereits im 19. Jahrhundert enthüllt hat, wird heute offensichtlich. Das Geld 
stellt eine der Hauptformen einer kollektiven , territorialen Repräsentation dar, 
weil es den Status eines jeden einzelnen Mitglieds als Warenbesitzer bestimmt. 
Denn das Geld erlaubt ihm, mit seiner Kaufkraft das zu erlangen, was er will , und 
ermöglicht ihm gleichfalls, seine Arbeitskraft zu verkaufen. Aber der Wert des 
Tauschobjekts ist durch die interne und externe Stabilität des Geldwertes be­
stimmt, den wiederum die jeweilige Regulierungsinstanz garantiert. Der Wert ist 
somit Ausdruck der Souveränität dieser Instanz. Das Geldregime ist damit struk­
turell an Legitimität gebunden. Diese hängt in letzter Zeit vom Vertrauen der Fi­
nanzmärkte in eine Währung ab. Dieses Vertrauen bestimmt somit die Stabilität 
der Währung, ebenso gilt dies aber auch umgekehrt. 

Diese wechselseitigen Interaktionen sind nicht nur in Europa problematisch. 
Noch viel eindringlicher stellt sich diese Frage in Lateinamerika, wie der plötzli­
che Einbruch der mexikanischen Währung im Dezember 1994 deutlich gezeigt 
hat. Eine solche Drohung schwebt aber auch über anderen Ländern des Konti­
nents. Die Marktakteure verschließen heute ihre Augen vor politischen Risiken, 
die die Fortführung der bisherigen Wirtschaftspolitik beeinflussen könnten. An­
gesichts der makroökonomischen Fragilität und der Probleme politischer Legiti­
mität, die diese Fortführung bedrohen, erscheint die regionale Integration wie ein 
Hebel zu einer wirtschaftlich kohärenten Alternative. Überhaupt dann, wenn sie 
als Unterstützung eines neuen polit-institutionellen Regimes angesehen wird, 
das die Wiedererlangung währungspolitischer Souveränität erlauben würde, auf 
die die Staaten des Kontinents angesichts der Schuldenkrise zunehmend ver­
zichtet hatten. Die Perspektive, die europäischen Erfahrungen auf die Situation 
des Mercosur umzumünzen, wird durch die Interaktion des Währungsregimes 
mit dem bisher etablierten Regime der politischen Legitimität möglich. Wir wer­
den das im nun folgenden zeigen, indem wir die Geschichte dieser Interaktion re­
konstruieren. Insbesondere werden wir uns bei der Rekonstruktion der stilisier­
ten Fakten auf die Analyse des Abgleitens in die Inflation konzentrieren, die diese 
Interaktion verdeutlicht, nicht zuletzt, weil sie in der Wirtschaft wie in der Politik ei­
nen zentralen Platz einnimmt. 
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1. Die Gewalt des Geldes, Außenschulden und Demokratisierung 
in Lateinamerika 

Zu Beginn der 8Der Jahre öffnete die Demokratisierung (im Original: "democra· 
tie'J das politische Feld für Gehaltsverhandlungen, allerdings auf trügerische 
Weise: das Reallohnniveau schrumpfte im Rhythmus der Inflation wie Chagrinle­
der zusammen, Das Bewußtsein über den Verteilungskonflikt verlor sich in den 
Wirren der Geldil/usion, die in den Aussagen von Experten, denen in den politi­
schen Debatten immer mehr Bedeutung zukam, konsequent hervorgehoben 
wurde. Das Geld ist eine Waffe, die den Gegner verwirrt. Die Entscheidungsträ­
ger kamen überein, aus dieser Verwirrung Nutzen zu ziehen, indem sie mit Erfolg 
die Inflation als Resultat einer Wirtschaftspolitik hinstellten, die in Zeiten der Re­
zession an überzogenen Budget- und Lohnvorstellungen festgehalten hatte. 
Diese ökonomische Rhetorik, derer sich die Experten an den Universitäten so­
wie die internationalen Organisationen bedienten, verdreht durch Umkehrung der 
Verantwortlichkeiten die Realität. Sie ließ die Idee glaubwürdig erscheinen, der 
sogenannte Mißerfolg der Inflationsbekämpfung in den 8Der Jahren sei vor allem 
einer gewissen Tradition des "Wirtschaftspopulismus" geschuldet, von dem sich 
die lateinamerikanischen Demokratien nicht lösen konnten (Sachs 1990). Diese 
Idee ist pure Mystifikation, Es handelt sich um einen Diskurs der Täuschung. 

Der Anstieg der Inflation entstand nicht aufgrund exzessiver Umverteilung, 
sondern, im Gegenteil , aufgrund einer sehr ungleichen Belastung mit Außen­
schulden, die durch die Analyse perverser Effekte der Anpassungspolitiken auf­
gedeckt wurde. Diese Analyse hat gezeigt, daß der rapide Anstieg der Inflation 
im Zuge der Schuldenkrise das Resultat einer kontinuierlichen Abwertung wäh­
rend der 80er Jahre ist, die parallel zu einem Anstieg der Inlandsschuld im glei­
chen Zeitraum ablief (SalamaNalier 1990). Die Abwertung verlangte nach einer 
raschen Senkung der Importe, um jene notwendigen Handelsbilanzüber­
schüsse zu erzielen, die das Bedienen der Außenschuld erlauben würden, Das 
Wachstum der Inlandsschuld sollte den privaten Wiederankauf von Devisen fi­
nanzieren, Und ebenso sollte es in den meisten Fällen die durch die Abwertung 
ausgelöste Verteuerung privater Schulden in lokaler Währung abdecken, Dieser 
Prozeß zog sich durch die gesamten 8Der Jahre vor dem Hintergrund steigender 
internationaler Zinssätze, die die Bedienung der Außenschulden verteuerten. 
Der dadurch notwendig gewordene Rückgriff auf weitere Kredite löste einen Teu­
felskreis aus, der zu einem weiteren Wachstum der Inlandsschulden führte. Die 
Abwertung beschleunigte die Inflationsspirale, die bereits durch den Vertei­
lungskonflikt zwischen Löhnen und Profiten angeheizt worden war, der sich seit 
dem Demokratisierungsprozeß nun öffentlich manifestierte. Der Teufelskreis 
schließt sich mit dem Anst ieg der Zinssätze, der mit der Zunahme der Inlands­
schuld und der Inflation einherging. Trotz des Zurückschraubens öffentlicher In­
vestitionen verschlimmerte sich die Fiskalkrise, nicht zuletzt deshalb, wei l die In­
flation zu einer Senkung der Reallöhne, zu einer Verteuerung der Kreditkosten 
und somit zu einem Rückgang der Nachfrage führte. Diese Phänomene führten 
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• 
in eine tiefe inländische Rezession, die sich einmal mehr bei den Staatseinnah-
men negativ zu Buche schlug, 

Die Einkommensverteilung unterlag währenddessen einer tiefgehenden Ver­
änderung. Jene gesellschaftlichen Gruppen, die Zugang zur Finanzsphäre hat­
ten, profitierten nicht nur von einer indexierten Inflationsanpassung ihrer Ein­
kommen, sondern auch von steigenden Risikoprämien . Die anderen mußten 
sich, so sie eine halbwegs funktionierende politische Organisierungsmacht be­
saßen, mit einer Indexierung zufrieden geben, die nur in schweren Kämpfen er­
re icht wurde und immer nur im Nachhinein stattfand und somit letzten Endes ihre 
Kaufkraft nur teilweise sichern konnte. Die Inflation stellte somit eine unsicht­
bare, aber äußerst regressive Steuer dar, die eine Verteilung der Kosten der Au­
ßenschulden vornahm (SalamaNalier 1994). Diese Verteilung, die durch das 
Geldregime bestimmt war, zeugt von einem Kräfteverhältnis, dem es gelungen 
ist, die Wiederherstellung der Demokratie so zu gestalten, daß sie mit Sicherheit 
weniger direkt und nur schlecht wahrnehmbar ist. Der Legitimationsdruck wurde 
in der Tat durch eine Geld politik umgangen, die eine zunehmende "Finanziarisie­
rung" (im Original: "financiarisation") der Wirtschaft mit sich brachte und den 
Staat durch eine nicht enden wollende Fiskalkrise lähmte. Das war der Preis, den 
man zu zahlen hatte, um vermittels geld- und währungspolitischer Instrumente 
Verteilungskonflikte stillzulegen, die zunehmend schwieriger politisch zu ent­
schärfen waren. Denn mittlerweile war es unmöglich, die Streiks wie in der Ver­
gangenheit zu unterdrücken. Aber das Reallohnniveau konnte immer noch durch 
das Geldregime bestimmt werden, Die Reallöhne sanken in erheblichem Aus­
maß, je nach Land um ein Drittel bis zur Hälfte. Die direkte Repression von einst 
wurde durch die Gewalt des Geldes, wie sie für hohe Inflationsraten charakteri­
stisch ist (Aglietta und Orlean 1984), ersetzt. Die Kämpfe für eine Anpassung der 
Gehälter an die Inflation wurden so wirkungslos, Die Macht der Geldil/usion er­
laubte zudem, genau diesen Kämpfen die Schuld für die Inflationsbeschleuni­
gung zu geben, ebenso wie den angeblich zu geringen Anstrengungen zur Kür­
zung der Staatsausgaben. 

2, Von der Inflationsbekämpfung zur Legitimation der 
gesellschaftlichen Ordnung des Marktes 

Die Geldillusion verschaffte der Annahme, die Rationalität des Marktes würde 
durch Politik behindert, mehr Glaubwürdigkeit, obwohl sie doch eigentlich selbst 
die genaue Entsprechung dieser Annahme war. Die wichtige Rolle, die Kapitaler­
träge aus öffentlichen Schuldtiteln für die Inflationsbeschleunigung spielten, 
wurde jedoch in den Debatten ausgeklammert, und so blieben die tatsächlich 
Verantwortl ichen einer Anpassungspolitik zugunsten der Besitzenden im Dun­
keln. Die von internationalen Organisationen vorgebrachte Kritik am verschwen­
derischen Staat kam ihnen gerade recht, um sich vor ihrer eigenen Verantwor­
tung für die wirtschaftliche Destabilisierung während der 80er Jahre zu drücken. 
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Der sog. Mißerfolg der Inflationsbekämpfung dieser Zeit ist im Grunde genom­
men eine trügerische Rhetorik. Die nun folgende Desinflation ist ein Beweis da­
für. Sie wird die Mystifikation, die sich im Zuge der Inflationsdebatte entwickelt 
hat, vollenden. Einerseits, weil sie eine Anpassungspolitik institutionalisierte, die 
im sozialen Rückschritt das wichtigste Regulierungsinstrument sah, und ande­
rerseits, weil sie diese Politik noch zusätzlich legitimierte. 

3, Polit-ökonomische Veränderungen in den 90er Jahren 

Zu Beginn der 90er Jahre modifizierte sich die internationale Konjunktur im Zuge 
der Deregulierung der Finanzmärkte in den entwickelten Ländern, deren institu­
tionelle Anleger durch wesentlich höhere Zinssätze in lateinamerikanischen 
Ländern angelockt wurden. Das Problem der Erzielung von Handelsbilanzüber­
schüssen zur Bedienung der Schulden verschwand. Es kam daher zu einem 
Übergang zu einer Politik der Währungsüberbewertungen, die das Vertrauen 
der ausländischen Anleger stärkte. Diese sollten ein plötzlich wieder auftau­
chendes, rasch wachsendes Handelsbilanzdefizit finanzieren. Dieser Preis war 
für die wirtschaftliche Öffnung zu zahlen, die sich zur Wende in der Wechsel­
kurspolitik gesellte und die Inflationsbekämpfung durch die Konkurrenz mit Im­
portgütern zu konsolidieren versuchte. Die Verletzbarkeit nach außen hin, deut­
lich sichtbar in der Abhängigkeit von ausländischem Kapital, wurde zur Achilles­
ferse dieser Politik. Doch sie ermöglichte auch einen Bruch mit dem Teufelskreis 
aus Inflation, Außenschuld und Budgetdefizit. Über den Umweg einer radikalen 
Privatisierungspolitik, die noch zusätzliche ausländische Investoren anzog, 
konnte wieder ein Budgetgleichgewicht hergestellt werden. 

Um den brutalen Auswirkungen des forcierten Wettbewerbes die Stirn bieten 
zu können, reduzierten die Unternehmen ihre Arbeitskosten, indem sie die Ar­
beitsproduktivität steigerten. Dies geschah entweder vermittels einer Reduktion 
des Personalstandes, der durch Rationalisierungen möglich wurde, die wie­
derum aufgrund der überbewerteten Währung sowie der wirtschaftlichen Öff­
nung begünstigt wurden, oder es geschah durch eine Reorganisation der Pro­
duktion. 

Der Wirtschaftsaufschwung, der sich derzeit beobachten läßt, beruht auf ei­
ner starken Zunahme der Nachfrage, da der Wegfall der Inflationssteuer vertei­
lungswirksame Effekte hinsichtlich der Nachfrage zeitigte. Diese günstige Kon­
junkturlage kann sich jedoch aufgrund steigender Arbeitslosigkeit und aufgrund 
der Importsubstitution der lokalen Produktion (die eher zu einem Rückgang der 
Inlandsnachfrage führen) nur so lange halten, wie die Unternehmen nicht versu­
chen werden, ihre Profite abzusichern, indem sie die Arbeitskosten noch weiter 
durch eine Senkung der Reallöhne reduzieren (die mit dem Ende der Desinflati­
onsperiode wieder zunahmen), indem sie sich weigern, Sozialabgaben zu zah­
len oder indem sie die Prekarisierung der Arbeitsverhältnisse vorantreiben. Die 
erneut günstige Konjunkturlage zeugt von der Fragilität eines makroökonomi-
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• schen Gleichgewichts, das die Anpassungspolitik durch sozialen Rückschritt 
etablierten konnte. Die dadurch entstandene wirtschaftliche Verletzlichkeit nach 
außen hin erscheint lenkbar, da eine Weiterführung dieser Anpassungspolitik 
möglich ist, solange sie sich als legitim erweist. 

Die ökonomische Diskussion, die die Ursache der Inflation in einem Zuviel an 
Staat identifizierte, konnte einmal mehr den Rückzug des Staates gesellschaft­
lich akzeptabel machen und die Idee entstehen lassen, die Inflation sei schuld an 
zunehmender Armut. Die Inflationsbekämpfung legitimiert daher die jüngste 
Etappe der Anpassungspolitik. Selbst als ihre positiven Effekte auf die Einkom­
men der Armen verschwanden, schienen die zunehmend prekärer werdenden 
Lebensbedingungen die Legitimität der derzeitigen Wirtschaftspolitik nicht zu er­
schüttern. Das läßt zumindest die Wiederwahl von zahlreichen Politikern, die in 
derTradition dieser Wirtschaftspolitik stehen, annehmen. Die Geldillusion hat die 
Entstehung eines kohärenten Diskurses auf dem politischen Feld verhindert, auf 
dem die Arbeitspreise festgelegt werden. Diese kehren nun rasch auf das Niveau 
zu Zeiten hoher Inflation zurück, weil es entweder - wie im Fall von Brasilien -
keine Indexierung mehr gibt, oder weil die Inflation - wie im Fall Mexiko nach der 
Finanzkrise - wieder steigt, oder weil die Nominallöhne gesenkt werden können, 
wenn die Inflation auf Null sinkt - wie im Fall von Argentinien. Die Verschlechte­
rung des Arbeitsmarktes seit nunmehr 15 Jahren hat sich auch in Zeiten des 
Wachstums nicht geändert, unterminierte jedoch die gesellschaftlichen Grund­
lagen gewerkschaftlicher Aktion. Deren Mobilisierungskraft ist noch zusätzlich 
durch die Gegnerschaft der Gewerkschaften zur wirtschaftlichen und finanziel­
len Öffnung erheblich geschwächt worden, auch wenn gerade diese Öffnung die 
massiven Entlassungswellen milverschuldet hat. In der öffentlichen Meinung hat 
sich die Überzeugung durchgesetzt, die Öffnung sei das einzige Mittel, der Hy­
perinflation zu entkommen. Es wurde nicht erkannt, daß dies nur wegen der Wei­
gerung der Eliten, eine gerechtere Verteilung des Volkseinkommens zu akzep­
tieren, so ist. 

Dieses neue Kräfteverhältnis erlaubt also einen Frontalangriff, der die neo Ii­
berale Reform zu einem Ende bringen soll, und zwar durch eine Gesetzgebung, 
die eine gröBere Flexibilität der Arbeit bringen soll und bei der die Finanzierung 
des Sozial systems das Umlageverfahren eindämmen, wenn nicht Oberhaupt eli­
minieren soll. Die politische Interpretation der inflationären Entwicklung entpoliti­
siert die Frage des Arbeitsschutzes und sozialer Rechte. Die Inflation hat den 
Verteilungskonflikt zwischen Profiten und Löhnen neutralisiert. Ebenso macht 
ihn die Inflationsbekämpfung zunichte, solange sie als öffentliches Gut angese­
hen wird, das um jeden Preis erhalten werden muß (Lo Vuolo 1996). Es gibt keine 
wirkliche ökonomische Debatte mehr, die Chancen auf einen Kurswechsel in der 
Politik werden immer geringer. Künftig wird es möglich sein, die Anpassungspoli­
tikvia institutionalisierter Kanäle zu verfolgen, die zuvor gegen die Inflation ange­
wandt wurde - wie etwa die Reduzierung des Lohnniveaus, die Prekarisierung 
der Arbeitsverhältnisse usw. Auch in Zukunft wird es vor allem das Terrain des Ar­
beitsmarktes sein, auf dem die Anpassungspolitiken zu tragen kommen werden. 
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Währungsüberbewertung und hohe Zinssätze, die die Wettbewerbsfähigkeit be­
einträchtigen, können nämlich ohne gröbere soziale Probleme durch die Reduk­
tion der Arbeitskosten kompensiert werden. 

Nun müßte man aber klären, ob diese neue Situation politischer Legitimität 
und ebenso die Glaubwürdigkeit der Wirtschaftspolilik nicht doch in Frage ge­
steilt werden könnten . Ein derartiges politisches Szenario, das den währungspo­
litisch Verantwortlichen keine andere Wahl läßt, als die Austeritätspolitik etwas 
zu lockern, hat sich etwa in Mexiko schon abgespielt. In Mexiko drohte die radi­
kale Destabilisierung des politischen Systems: virulente Konflikte innerhalb der 
Regierungspartei , Aufschwung einer legalen Opposition sowie sozialer Bewe­
gungen, die den gesamten gesetzlichen Rahmen in Frage stellten. Angesichts 
dieser Schwierigkeiten entschied sich die mexikanische Regierung, von einer 
Erhöhung der Zinssätze Abstand zu nehmen, obwohl zur gleichen Zeit die nord­
amerikanischen Zinssätze gestiegen sind und obwohl das Handelsbilanzdefizit 
ein gefährliches Ausmaß anzunehmen drohte. Es ist nicht von vornherein ausge­
schlossen, daß die politischen Legitimitätsprobleme, die in Mexiko zur Finanz­
krise beitrugen, sich nicht auch anderswo in Lateinamerika reproduzieren könn­
ten. Sie könnten somit deren Regierungen zwingen, das Risiko eines Glaubwür­
digkeitsverlusts ihrer Währung einzugehen, weil sie sich am Vorabend von Wah­
len keine rezessive Politik leisten können. Der Fall Mexikos ist sicherlich ein Ein­
zelfall der spezifischen Schwierigkeiten, die es beim Übergang zu einem poli­
tisch pluralistischen System gibt, welches das Erbe eines direkt in einer Einheits­
partei verankerten Korporatismus anzutreten hat. Selbstverständlich ist der mo­
netäre Bereich nicht das einzige gesellschaftliche Feld, auf dem sich neue Kräf­
teverhältnisse herausbilden, und auf dem neue ideologische Bezugspunkte poli­
tischer Legitimität geschaffen werden können, In diesem besonderen Fall muß 
man betonen, bis zu welchem Grad die symbolische Gewalt des Geldes völlig 
unzulänglich war, einen Zustand politischer Legitimität zu garantieren. Die Ge­
wißheit neo liberaler Politik bei Wahlen beginnt in jenem Moment zu erodieren, in 
dem der Übergang zu einem neuen politischen Regulierungssystem, das ver­
sucht, Parteien plural ismus mit der Aufrechterhaltung korporatistischer Struktu­
ren als gesellschaftliche Grundlage zu vereinen, sichtlich dem Anstieg der Ge­
walt nicht Einhalt bieten kann (egal, ob es sich um die Gewalt des Staates oder 
der Mafia handelt) . 

4. Regionale Integration und monetäre Souveränität 

Die derzeitige politische und wirtschaftliche Stabilität bleibt also sehr vage, so­
lange die Veränderungen der ökonomischen und gesellschaftlichen Regulation, 
die wir soeben analysiert haben, nicht gefestigt sind. Der Wandel der politischen 
und ideologischen Kräfteverhältnisse hat noch zu keinen institutionellen Kom­
promissen geführt, welche die von der Wirtschaftspolitik oktroyierten neuen Ver­
teilungsmodalitäten dauerhaft verankert hätten. Bewahrheitet sich dieses Sze-
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nario, so würde dies einen strukturellen Bruch (im Original: "changement") dar-
stellen, das dem früheren Wachstums regime, das auf sozialer Exklusion aufbau­
te, politisch stabile Bedingungen bescheren würde, die die Demokratisierung be­
seitigt hatte. Doch die Kohärenz der wirtschaftlichen Regulation ist nicht auf ewig 
gesichert. Sie hängt nichl nur von der Entwicklung der Legilimität ab, sondern 
auch von der Funktionalilät des Verteilungssystems für das Akkumulationsregi­
me. Noch lange nicht ist bewiesen, daß sich die derzeitige Entwicklung des Ar­
beitsmarktes und der Sozialversicherung in Lateinamerika als notwendigerwei­
se funktional für ein Wachstum erweist, das nach wie vor direkt von der Dynamik 
der Inlandsnachfrage abhängt. Die wirtschaftliche Öffnung hat mit Ausnahme 
von Mexiko und Chile diese Konstante lateinamerikanischer Entwicklungsmu­
ster nicht in Frage gestellt. Die Gültigkeit dieser Muster bestätigt sich heute in der 
Strategie regionaler Integration des Mercosur, der im Gegensatz zur NAFTA die 
Möglichkeit einer lateinamerikanischen Entwicklung vorzeichnet, die viel mehr 
auf endogenem Wachstum fußt als auf ein Wachstum, das von Exporten in die 
USA genährt wird. Das starke Anwachsen ausländischer Direktinvestitionen in 
Mercosur-Ländern könnte diese Möglichkeit auf Dauer festigen. Angesichts der 
Grenzen des Wachstums, die in der Vergangenheit durch eine zu ungleiche Ver­
teilung erreicht wurden, stellt sich deshalb die Frage, ob sich die derzeitige Wirt­
schaftspolitik letzten Endes in Anbetracht der langfristigen Wirkungen der Ein­
kommensverteilung nicht als zu erratisch erweist. Wenn sie es auch geschafft 
hat, kurzfristig die Wirtschaft zu stabilisieren, so läßt sich dabei noch nichts über 
die langfristigen Effekte sagen. Der stabilisierende Einkommenseffekt, der dem 
Wachstumsaufschwung zugrunde lag, ist grundsätzlich zunächst einmal nur 
provisorisch. 

Unter der Annahme, daß auch in Zukunft die gesellschaftliche Regulations­
weise durch die Marktkräfte bestimmtwird , ist es gut möglich, daß die Konzentra­
tion von Reichtum erneut im Mittelpunkt der wirtschaftlichen Regulation stehen 
wird. Vor diesem Hintergrund sei wieder an die innere Dynamik erinnert, die zur 
Schuldenkrise führte. Die problematische Ertragskraft des produktiven Kapitals 
aufgrund fehlender skalenökonomischer Erträge hat in der Vergangenheit ein 
"mismatch" zwischen Angebot und Nachfrage entstehen lassen. Dieses hat man 
zu überwinden versucht, indem man mittels Verschuldung die Kosten für Kapital 
und Konsumentenkredite reduzierte. Sind die daraus resultierenden Probleme 
vermeidbar? Sind die wirtschaftliche Öffnung sowie der Rückzug des Staates die 
geeigneten Mittel, die strukturellen WaChstumsgrenzen eines auf gesellschaftli­
cher Ausgrenzung basierenden Akkumulationsregimes zu überwinden? Und 
viel konkreter stellt sich die Frage, ob erstens die Reorganisation der Produktion 
und die Modalitäten der Einkommensverteilung, die sich in der wirtschaftlichen 
Öffnung und dem Rückzug des Staates widerspiegeln, gleichzeitig das Wachs­
tum und die Außenhandelsbilanz stabilisieren können? Und zweitens, wie die 
damit verbundenen ökonomischen Risiken mit der politischen Dynamik intera­
gieren? Angesichts der Legitimitätskrise des Staates, die bis zur makroökonomi­
schen Stabilisierung vorherrschte, kann genauso wenig von einem Ende dieser 
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Krise ausgegangen werden, wie - angesichts der Außenhandelsdefizite - von 
einem dauerhaften makroökonomischen Gleichgewicht. 

Das traditionelle Herrschaftssystem der Eliten sah sich in den aDer Jahren 
durch die Demokratiebewegung in Frage gestellt. Die besonders ungleiche Ver­
teilung wurde damit zumindest zu einem konfliktträchtigen Thema, und dies 
umso mehr im Zuge der Schuldenkrise. Die Inflationsspirale verhinderte, daß die 
Vermögenskonzentration aufgrund sozialer Ansprüche und Forderungen beein­
trächtigt werden konnte. Doch dem Staat hat dies einen Verlust an Legitimität 
eingetragen, zusehends wurde er für seine wirtschaftspolitische Unfähigkeit an 
den Pranger gestellt. Die Wiederherstellung der Geldwertstabilität konnte seine 
Legitimität erneut festigten und stärkte die Annahme, der Rückzug des Staates 
wäre sinnvoll gewesen, weil hiermit die Geldwertstabilität in Verbindung ge­
bracht wurde. In der Folge konnte die Flexibilisierung der Arbeit um einiges ent­
spannter durchgeführt werden, weil sich die soziale Bewegung, die die Demo­
kratisierung erzwungen hatte, aufgelöst hatte und weil sich die liberalen Werte 
tief im politischen Diskurs verankern konnten. Nimmt man nun an, daß diese Ver­
änderungen strukturell sind, dann heißt das nichts anderes, als zu glauben, daß 
es nun zu einem definitiven Abflauen der Verteilungskonflikte gekommen ist. 
Doch die Abfolge von inflationärer Entwicklung sowie anschließender Stabilisie­
rung zeigt deutlich, daß erst gewisse Interaktionen zwischen Politik und Wirt­
schaft die Beilegung der Krise ermöglichten, gleichzeitig aber auch die Fragilität 
der neuen Situation verdeutlichen. Über die gesamte Periode hinweg kann die 
Stoßrichtung der Wirtschaftspolitik nicht losgelöst von den Bedingungen ihrer 
Legitimation betrachtet werden. Diese Bedingungen wurden durch die Inflation 
der aDer Jahre erheblich verschlechtert, ihre Verbesserung in den gDer Jahren 
konnte dank der Glaubwürdigkeit der Währungsparität wieder hergestellt wer­
den. Beide Phänomene hängen selbstverständlich zusammen, doch ihre Inter­
aktion kann sehr problematisch werden. In einem Konjunkturaufschwung, der 
künftig durch Finanzkrisen bedroht ist, die aus den wachsenden externen Defizi­
ten resultieren, wird die politische Legitimität zu einer grundlegenden Variable 
der Glaubwürdigkeit der Währung auf den Finanzmärkten. Auf dem Spiel steht 
die Souveränität der politischen Kräfte im monetären Bereich. Die Frage einer 
zukünftigen politischen Integration verdient gestellt zu werden, weil die Unter­
werfung der Geld- und Währungspolitik unter die Finanzmärkte die Wachs­
tumsdynamik ersticken könnte, die auf den expansiven Potentialen eines großen 
Binnenmarktes - wie ihn der Mercosur darstellen könnte - beruht. 

Zur Bekräftigung dieser Hypothese ist vorweg zu betonen, daß auch ein an­
deres Modell wirtschaftlicher Anpassung bei einer anderen politiSChen Konstel­
lation möglich war, um die Schuldenkrise zu bewältigen. Die Bedienung der 
Schulden hätte auch durch eine Erhöhung der Staatseinnahmen erfolgen kön­
nen. Die mit einer Abwertung verbundene Inflation hätte somit nicht zu einer Spi­
rale ohne Ende geführt, welche die wirtschaftliche Entwicklung abgewürgt und 
den Staat in den Bankrott geführt hat. Eine solche, wesentlich effizientere und 
gerechtere Alternative wäre natürlich nicht nach dem Geschmack der Eliten ge-
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• wesen, die Steuern notorisch widerspenstig gegenüber stehen. Eine Steuerre-
form, die die Unterwerfung der Wirtschaftspolitik unter die Finanzmärkte vermie­
den und die die Staatsausgaben, die sich im übrigen im Vergleich zu entwik­
kelten Ländern sowieso immer auf lächerlichen Niveaus bewegten, vergrößert 
hätte, hätte dem Staat Mittel für eine Einkommens- und Industriepolitik zur Verfü­
gung stellen können, die einen Kreislauf aus Erweiterung von Massenkonsum 
wie -produktion in Gang gebracht hätte. Der Gene Surdes Kontinents besitzt ei­
nen Produktionsapparat, der die Vision einer endogenen Wachstumsdynamik 
realistisch erscheinen läßt. Dieses Wachstum wäre die Grundlage für wach­
sende internationale Wettbewerbsfähigkeit, wie sich an hand der Beispiele der 
USA und des gemeinsamen europäischen Marktes zeigen läßt. Die durch den 
Mercosur hervorgerufene regionale Integration könnte in diese Richtung profita­
bel gemacht werden. Die noch in die Lohnarbeit integrierbare Reservearmee in 
der aktiven Bevölkerung ist ein Hinweis für das Potential einer derartigen Ent­
wicklungsstrategie. Wohlgemerkt würde diese Weltmarkteingliederung eine an­
dere Form haben als die Begünstigung des Finanzkapitals gegenüber produkti­
ven Verwertungsstrategien. Die Profite, die multinationale Firmen dennoch dar­
aus ziehen könnten, machen diese Option allemal denkbar. Hürden für ihre Rea­
lisierung stellen weniger die externen Zwänge an und für sich dar, als vielmehr 
die Kurzsichtigkeit der Eliten gegenüber jeglicher Politik, die eine Reduktion der 
Ungleichheiten anstrebt, von der aber die Entwicklung eines Binnenmarktes ab­
hängt. 

Von der Kurzsichtigkeit der Eliten können wir insofern sprechen, als die fi­
nanzkapitalistische Verwertung auf Kosten des produktiven Kapitals weit eher 
eine innere politische Entscheidung über monetäre Belange ist. Heute erweist es 
sich als zunehmend riskant, an einer solchen Entscheidung festzuhalten. Sie be­
reitet Finanzkrisen das Terrain und schränkt den wirtschaftspolitischen Spiel­
raum bis zu dem Punkt ein, an dem die konjunkturpolitische Lenkung in einer 
Quadratur des Kreises endet: das Wachstum verschlimmert das Handelsbilanz­
defizit, die Rezession führt wiederum zu einem Haushaltsdefizit, und beide Phä­
nomene vergrößern das Risiko einer Finanzkrise. Über eine kurzfristige Sicht 
hinweg riskieren auch langfristige Wetten auf die Zukunft zu scheitern. Die Mög­
lichkeit einerWachstumsstabilisierung, die auf Exporten beruht, erscheint ange­
sichts der Spezialisierung des Kontinents auf Produkte mit geringer Wertschöp­
fung, deren Perspektiven auf dem Weltmarkt nicht gerade vielversprechend 
sind, ein wenig mager. Weder Mexiko noch Chile können als Beweis gelten, daß 
ein derartiges Modell auf dem ganzen Kontinent machbar ist. Im Fall von Mexiko 
erwies sich diese Strategie zwar als lebensfähig, aber zum Preis einer Verletz­
barkeit nach außen hin , die von seinem mächtigen Nachbarland mit offenen Ar­
men willkommen geheißen wird, und es ist äußerst zweifelhaft, ob es diesen in 
größerem Ausmaß zahlen möchte. Chile ist wiederum ein ganz besonderer Spe­
zialfall. Denn hier hat die Öffnung nicht zu stark wachsenden Produktionsgüter­
Importen geführt, da der chilenische Industriepark zum Zeitpunkt der Öffnung 
ziemlich klein war. Die Konsumgüterimporte können hier durch den Export agro-
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industrieller Güterfinanziert werden, die saisonal immer dann auf den Weltmarkt 
gebracht werden, wenn die Konkurrenz im Norden gerade nicht produziert. 

Wir haben versucht zu zeigen, wie das Verhältnis zwischen dem monetären 
Regime und der politischen Legitimität im Übergang von wachsender zu sinken­
der Inflation zu einem Erfolg neoliberaler Orientierung geführt hat und wie fragil 
seine Fundamente heute sind. Kann man auf der Basis dieser Analyse die Hypo­
these aufstellen, daß in diesem Spannungsfeld eine Alternative entstehen kann, 
die die Idee einer gerechteren Einkommensverteilung als Grundlage langfristi­
gen Wirtschaftswachstums im politischen Kräftespiel fest verankert? Problema­
tisch ist, ob durch zunehmende ökonomische und politische Widersprüche die 
Staaten dazu gebracht werden, wieder als Schiedsrichter zwischen den unter­
schiedlichen Interessen zu vermitteln. Wenn die Entwicklung tatsächlich eine 
solche Schiedsrichter-Funktion des Staates im öffentlichen Bereich notwendig 
macht, so stellt sich die Frage nach derWiedererlangung geld- und währungspo­
litischer Souveränität. Die europäischen Erfahrungen lassen vermuten, daß eine 
Staatenallianz im Rahmen einer politischen und gleichzeitig wirtschaftlichen In­
tegration heute ein Mittel dafür darstellen könnte. Lateinamerika hat auf dem 
Weltmarkt nicht die gleiche Bedeutung wie Europa, aber es verfügt über ein Ex­
pansionspotential, das die bereits entwickelten Länder nicht mehr haben. Wenn 
Lateinamerika seine geld- und währungspolitische Souveränität wiedererlangt, 
so wäre eine politische Alternative, wie wir sie oben angeführt haben, möglich. 

Es handelt sich bei dieser Option um ein politisches Problem. Die Einführung 
einer stabilen Währung auf einem riesigen Markt, dessen Expansionspotential 
durch die Handlungen der öffentlichen Instanzen garantiert wäre, verweist auf 
die Wichtigkeit legitimatorischer Zwänge, die auf ihnen lasten, und wird sie zu 
notwendigen Entscheidungen über die Lösung von Interessenskonflikten zwin­
gen. Wir können auch davon ausgehen, daß das globale Finanzkapital die renta­
blen Investitions möglichkeiten nicht verschmähen wird, die sich ihm durch eine 
derartige Option eröffnen könnten. Der Wettstreit multinationaler Unternehmen 
um gute Anlagemöglichkeiten auf den "emerging markets" des Mercosur läßt 
derartige Vermutungen nur allzu plausibel erscheinen. Die Hypothese, die auf 
der Vision von der Wiedererlangung der monetären Souveränität durch die politi­
schen Kräfte in Europa fußt (Lordon 1997), erscheint für den Mercosur ebenso 
möglich zu sein. Im Falle einer tiefen Finanzkrise sind die Akteure auf den Fi­
nanzmärkten durchaus empfänglich für eine wirtschafts- und sozialpolitische Al­
ternative, weil sie dann mit einer derartigen Unsicherheit konfrontiert werden, die 
ihre wirtschaftlichen Glaubenssätze in Frage stellt. Die Realisierung eines derar­
tigen Szenarios hängt sicherlich von gewissen Bedingungen ab: sie hängt ab von 
der Entwicklung der politischen und wirtschaftlichen Debatte. Die Kritik der An­
passungspolitik macht diesbezüglich vor allem dann Sinn, wenn sie auf der Ba­
sis normativer Fakten zeigt, daß eine Alternative nicht nur möglich, sondern auch 
wesentlich kohärenter in bezug auf die ökonomischen Zwänge ist, und daß die 
Realisierung dieser Alternative eine politische Aufgabe ist. 
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Abstracts 
Gonsidering past experiences of the European Union Jaime Marques-Pereira 
tries to outline some possible scenarios of regional integration in Latin America. 
The future development of the Gono Sur is first and foremost a political problem 
and not an economic one. Pereira turns to one of/he most important issues of to­
day's economic policy - namely money and its regulation - in order to demon­
strate the significance of the political. With reference to the work of two French 
economists, Michel Aglietta and Andre Orlean, he shows that monetary regimes 
reflect the current political struggles. Inflation and exchange rates are therefore 
expressions ofthe prevailing social relations of power. "The economic function of 
money is not independent from its social function", notes Pereira. In that sense, 
monetary regimes can only be sustained if the regulating authority (nation state, 
central bank, supranational institutions) enjoy political "legitimation", or to say 
credibility. During the "monetarist revolution" of the 1980ies also in Latin America 
a neo-liberal economic policy, concentrating on downsizing inflation, abandon­
ing monetary sovereignty and reducing public spending, could obtain politicalle­
gitimation. Today, in the course ofdiscussions about regional integration in Latin 
America (Mercosur, .. .) the question of a future monetary regime -and economic 
policy orientation on the whole - is once again on the political agenda. In this re­
gard, Pereira argues for the regain of monetary sovereignty by the (even supra­
national) state, for redistributive policies favouring clearly the poor, and he also 
proposes to withstand the pressures of the financial markets. 

Anhand der Erfahrungen der europäischen Integration versucht Jaime 
Marques-Pereira mögliche Szenarien regionaler Integration für Lateinamerika 
zu entwerfen. Genauso wie die Entstehung der EU ist auch die zukünftige 
Entwicklung im Gono Sur Pereira zufolge in erster Linie ein politischer Prozeß 
und kein ökonomischer Sachzwang. Diese zentrale These versucht er anhand 
eines konkreten wirtschaftspolitischen Themas, nämlich "Geld" und seiner 
Regulierung, zu verdeutlichen. Mit deutlicher Bezugnahme auf die Arbeiten 
französischer Ökonomen wie etwa Michel Aglietta und Andre Orlean geht 
Pereira davon aus, daß das jeweilige Geld- und Währungsregime Ausdruck 
politischer Kräfteverhältnisse ist, die ihre Entsprechung in der Höhe von 
Inflationsraten und Wechselkursen finden. "Die ökonomischen Funktionen des 
Geldes sind nicht unabhängig von ihren gesellschaftlichen", schreibt Pereira. 
Ein Geldregime kann daher nur dann dauerhaft etabliert werden, wenn die 
jeweilige Regulierungsinstanz (Staat, Nationalbank, supranationale Institution 
etc.) politische "Legitimität" erlangt, dA glaubwürdig vermittelt wird. In den 80er 
Jahren gelang es im Zuge der weltweiten "monetaristischen Revolution" auch in 
Lateinamerika, eine neoliberale Wirtschaftspolitik gesellschaftlich tragfähig zu 
machen. Diese fußt auf Inflationsbekämpfung, Aufgabe der Währungssouverä­
nität und Reduzierung der Staatsausgaben. Heute, im Zuge der Debatte um die 
regionale Integration in Lateinamerika (Mercosur etc.) stehen erneut Aushand­
lungsprozesse über ein künftiges Geld- und Währungsregime - und damit der 
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wirtschaftspolitischen Orientierung überhaupt - an. Pereiras diesbezügliche 
Intervention zielt dabei auf die Wiedererlangung währungspolitischer Souverä­
nität des (auch supranationalen) Staates, eine eindeutige Umverteilungspolitik 
von oben nach unten sowie auf eine Absage an die Unterwerfung der 
Wirtschaftspolitik unter das angebliche Diktat der Finanzmärkte. 

Anmerkung 

AuS dem Französischen übersetzt von Vanessa Redak. 
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Luis Bertola 
The Uruguayan Road Towards Regional Integration 

This paper aims at characterizing the Uruguayan long-run development in terms 
01 convergence and divergence with leading capitalist countries. Insertion into 
the world economy will be stressed when considering constraints to growth and 
the role 01 regional integration as part 01 the elforts to release these constraints 
will be highlighted. 

1. Long-run relative growth 1 
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Graph 1: Argentina, Brazil and Uruguay, 1870-1988: percapita GDP relative to the 
average of Franee, Germany, the U.K. and the U.S.A. (100) 
1950-1988, PPP per eapita GDP aeeording 10 PWT56 
1870-1950: advanced countries, spliced according to Maddison 1995; Argentina, Brazil 
and Uruguay, updates estimates of real per capita GDP, spliced to PWT data. 
For lurther information see BertolaiPorcile 1998b, Graph 1. 

As shown in Graph 1 , in 1870-1990 the Uruguayan eeonomy showed clearly dil­
lerentiated patterns 01 relative economic performance. In 1873-1900 Uru­
guayan percapita GDP levels diverged lrom core countries ones , butthey did so 
Irom levels similar, or even higher, to those achieved by the sam pie 01 advanced 


